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Zur Durchführung eines Zugunstenverfahrens gemäß § 44 SGB X auch gegen einen Aus-
führungsbescheid nach SG-Urteil  
Zur Anerkennung eines komplexen regionalen Schmerzsyndroms (CRPS) als weitere Unfall-
folge 
 
§ 44 SGB X, § 45 SGB X, § 48 Abs. 3 SGB X 
 
Urteil des LSG Mecklenburg-Vorpommern vom 30.09.2015 – L 5 U 35/09 – 
Aufhebung des Gerichtsbescheids des SG Schwerin vom 23.07.2009 – S 5 U 4/06 –  
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens vor dem BSG – B 2 U 6/16 R - wird berichtet  
 

Streitig war im Rahmen eines Zugunstenverfahrens gemäß § 44 SGB X, ob ein komplexes re-
gionales Schmerzsyndrom (CRPS) am linken Arm der Klägerin als mittelbare gesundheitli-
che Folge ihres Arbeitsunfalles vom 05.05.1995 anzuerkennen und mit einer höheren Versi-
chertenrente zu entschädigen ist. 
Die Klägerin befand sich am Unfalltag als Geschäftsführerin eines Reinigungsservices mit dem 
PKW auf dem Weg zu einer Schulungsmaßnahme, als sie bei einem Überholvorgang von der 
Straße abgedrängt wurde und sich mit ihrem Fahrzeug überschlug. Die Beklagte lehnte es 
mit Bescheid vom 10.08.2000 ab, aufgrund der eingeholten umfangreichen ärztlichen Unterla-
gen der Klägerin eine Versichertenrente wegen ihres Arbeitsunfalles zu gewähren. Unfallbe-
dingte Arbeitsunfähigkeit im Sinne einer Zerrung der HWS habe bis 06.11.1995 bestanden. 
Der bei der Klägerin vorliegende Bandscheibenvorfall zwischen C5 und C6 sowie Arm- und 
Schulterbeschwerden seien nicht Folgen des Arbeitsunfalles. Im Klageverfahren begehrte 
die Klägerin die Anerkennung eines Morbus Sudeck an ihrem linken Arm als mittelbare Un-
fallfolge. Das SG erhob Beweis durch Einholung eines orthopädischen Gutachtens, wonach 
zusammenfassend eine Bewegungseinschränkung der HWS, ein posttraumatisches Zervi-
calsyndrom bei „abgelaufener“ Distorsion der HWS mit reaktivem Bandscheibenvorfall 
C5/6 sowie eine fixierte Haltungsabweichung der HWS festgestellt wurden. Durch Urteil vom 
25.02.2003 änderte das SG die angefochtenen Bescheide der Beklagten ab und verurteil-
te diese, der Klägerin für verschiedene Zeiträume Verletztengeld sowie Rente auf unbe-
stimmte Zeit nach einer MdE von 20 v. H. zu zahlen. Im Übrigen wies es die Klage ab. In den 
Entscheidungsgründen schloss sich das SG den Ausführungen des Gerichtssachverständigen 
an. Die von der Klägerin vorgebrachten Funktionsstörungen im Bereich des linken Arms seien 
jedoch nicht mit Wahrscheinlichkeit Folge ihres Arbeitsunfalles. Gegen das Urteil legte die Klä-
gerin Berufung ein, mit der sie die Anerkennung eines CRPS (Morbus Sudeck) als weitere 
Unfallfolge und Gewährung einer höheren Versichertenrente anstrebte. Der Senat holte 
u.a. ein chirurgisches Gutachten ein, wonach eine unfallbedingt verbliebene MdE als Fol-
ge der am 05.05.1995 erlittenen Halswirbelsäulendistorsion nicht festgestellt werden kön-
ne. Die Klägerin nahm daraufhin ihre Berufung zurück, die Beklagte ebenso ihre An-
schlussberufung.  
Mit Bescheid vom 24.03.2005 erkannte die Beklagte sodann in Ausführung des nunmehr 
rechtskräftigen Urteils des SG vom 25.02.2003 als Folge des Unfalls der Klägerin vom 
05.05.1995 einen operativ versorgten Bandscheibenvorfall zwischen dem 5. und 6. HWK 
mit Bewegungseinschränkung der HWS sowie eine fixierte Haltungsabweichung der 
HWS an und gewährte der Klägerin ab dem 02.02.1996 eine Versichertenrente nach einer 
MDE von 20 v. H.. Am 13.05.2005 beantragte die Klägerin die Rücknahme dieses Bescheides 
gemäß § 44 SGB X, da ein bei ihr vorliegender Morbus Sudeck als weitere mittelbare Unfall-
folge zu berücksichtigen sei. Die Beklagte lehnte es ab, ihren Bescheid vom 24.03.2005 zu-
rückzunehmen, der Widerspruch blieb ohne Erfolg. Die hiergegen erhobene Klage wies das 
SG mit Gerichtsbescheid vom 23.07.2009 zurück. 
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Das LSG gab der Berufung der Klägerin statt, da ihr ein Anspruch auf Anerkennung des 
CRPS als mittelbare Unfallfolge und Gewährung einer höheren Versichertenrente gemäß 
§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X zustehe. 
Die Klägerin habe ein sogenanntes Zugunstenverfahren gemäß § 44 SGB X auch gegen 
den Ausführungsbescheid der Beklagten vom 24.03.2005 nach SG-Urteil einleiten können. 
Auch ein bloßer Ausführungsbescheid ohne eigenen Regelungsgegenstand sei möglicher Ge-
genstand eines solchen Überprüfungsverfahrens. Da das SG im Ausgangsverfahren die Klage 
teilweise abgewiesen habe, sei es der Klägerin möglich gewesen, einen Antrag nach § 44 SGB 
X zu stellen und nach ablehnender Entscheidung erneut zu klagen (vgl. S. 738). Gegenstand 
des Überprüfungsverfahrens gemäß § 44 SGB X seien darüber hinaus auch der Ausgangsbe-
scheid der Beklagten vom 10.08.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides, soweit diese 
Bescheide nicht durch das rechtskräftige Urteil des SG vom 25.02.2003 bereits aufgehoben 
worden seien. Gemäß § 44 SGB X hätten Verwaltung und Richter auch ohne neues Vorbringen 
zu prüfen, ob bei Erlass des bindend gewordenen Verwaltungsaktes das Recht unrichtig ange-
wandt worden sei (s. BSG-Urteil vom 05.09.2006 – B 2 U 24/05 R – [UVR 04/2007, S. 197]; vgl. 
S. 739). An die in ihrem Ausführungsbescheid erfolgte Feststellung der Unfallfolgen in-
folge des rechtskräftig gewordenen Urteils sei die Beklagte gebunden. Bei Erlass der 
streitgegenständlichen Bescheide sei das Recht unrichtig angewandt worden, denn als wei-
tere (mittelbare) Unfallfolge hätte unter Zugrundelegung der anerkannten Unfallfolgen 
insbesondere im Bereich der HWS der Klägerin auch das CRPS als weitere Unfallfolge aner-
kannt werden müssen, da diese Unfallfolge kausal aus der Behandlung der anerkannten 
Unfallfolgen im Bereich der HWS aufgrund der in diesem Bereich durchgeführten Opera-
tionen resultiere. Das CRPS entspreche einem posttraumatischen Schmerzsyndrom einer 
Extremität, bei dem die Schmerzen im Vergleich zum erwarteten Heilungsverlauf unan-
gemessen stark seien. Demgegenüber habe keine eigenständige psychosomatische oder psy-
chiatrische Erkrankung der Klägerin vorgelegen, die zur beschriebenen Schmerzstörung hätte 
führen können. Dementsprechend sei für die Zeit ab 02.02.1996 bis 30.04.1996 eine Gesamt-
MdE von 20 v. H. und entsprechend der daran im Anschluss dokumentierten Berichte insge-
samt eine MdE von 60 v. H. anzusetzen. Da die Klägerin ihren Antrag nach § 44 SGB X im 
Mai 2005 gestellt habe, stehe ihr ein Anspruch auf höhere Versichertenrente für einen Zeitraum 
von 4 Jahren ab dem 01.01.2005, also ab dem 01.01.2001 zu (vgl. § 44 Abs. 4 SGB X). 
Als obiter dictum hielt der Senat fest, dass die Beklagte gegen das Urteil des SG vom 
25.02.2003 fristgemäß Berufung hätte einlegen können und nicht erst später die (unselbst-
ständige) Anschlussberufung. Unabhängig von einem möglichen Vorgehen gemäß § 45 SGB X 
hätte die Beklagte ein sogenanntes Abschmelzungsverfahren nach § 48 Abs. 3 SGB X in die 
Wege leiten können, um ein Einfrieren von Leistungen nach einer MDE von 20 v. H. auf-
grund der teilweise rechtswidrig anerkannten Unfallfolgen zu erreichen.  

 
Das Landessozialgericht Mecklenburg-Vorpommern hat mit Urteil vom 30.09.2015 – L 5 U 
35/09 –  
wie folgt entschieden: 
  

http://dokcenter.dguv.de/livelink/livelink.exe/fetch/2000/1860033/1894655/1906418/04_2007_01.pdf?nodeid=1906419&vernum=-2
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